
 Hauptsatzung der Gemeinde Lalendorf 
 

Präambel 
 

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Mai 2024 (GVOBl. M-V 2024, S. 270) wird nach Beschluss 
der Gemeindevertretung vom 07.07.2026 sowie nach Anzeige bei der Rechtsaufsichtsbehörde 
nachfolgende Neufassung der Hauptsatzung erlassen:  
 

§ 1  
Wappen, Dienstsiegel und Flagge 

 
(1) Die Gemeinde führt den Namen Lalendorf und ist amtsangehörige Gemeinde des Amtes Krakow 

am See.  
(2) Die Gemeinde Lalendorf führt ein Wappen, eine Flagge und ein Dienstsiegel.  
(3) Das Wappen zeigt in Rot einen silbernen Leistenschragen, bewinkelt von vier zweiblättrigen 

goldenen Eichenzweigen mit einer Eichel. Die Verwendung des Wappens durch Dritte bedarf 
der Genehmigung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters.  

(4) Die Flagge der Gemeinde ist quer zur Längsachse des Flaggentuches von Rot, Weiß und Rot 
gestreift. Die roten Streifen nehmen je ein Viertel, der weiße Streifen nimmt die Hälfte der Länge 
des Flaggentuches ein. In der Mitte des weißen Streifens liegt das Gemeindewappen, das zwei 
Drittel der Höhe und ein Drittel der Länge des Flaggentuches einnimmt. Die Länge des 
Flaggentuchs verhält sich zur Höhe wie 5 zu 3.  

(5) Das Dienstsiegel zeigt das Wappen der Gemeinde Lalendorf mit der Umschrift „GEMEINDE 
LALENDORF“. Über dem Wappenbild befindet sich die Nummerierung des Siegels.  

(6) Die Führung des Dienstsiegels ist dem Bürgermeister vorbehalten. Der Bürgermeister kann 
seinen Stellvertreter in Vertretung mit der Siegelführung beauftragen.  

 
 

§ 2  
Gemeinde und Gemeindegebiet - Ortsteile, Ortsteilvertretungen, Ortsvorsteher/in 

 
(1) Zur Gemeinde Lalendorf gehören die Ortsteile Alt Krassow, Bansow, Dersentin, 

Friedrichshagen, Gremmelin, Lalendorf, Lübsee, Mamerow, Neu Krassow, Niegleve, 
Nienhagen, Raden, Reinshagen, Roggow, Schlieffenberg, Tolzin, Vietgest, Vogelsang, 
Wattmannshagen, Langhagen, Rothspalk, Carlsdorf, Bergfeld, Krevtsee, Klaber und 
Steinhagen.  
Die räumliche Abgrenzung der Ortsteile ergibt sich aus den jeweiligen Gemarkungen und der 
dazugehörigen Flure und Flurstücke. Sie wird auf Basis des Liegenschaftskatasters räumlich 
abgegrenzt. 
 

Krassow Gemarkung Krassow  
(OT: Alt- und Neu Krassow) 

131942, Flur 1  

Bansow Gemarkung Bansow 131866, Flur 1,2 und 3 
Dersentin Gemarkung Dersentin 131867, Flur 1 und 2 
Steinhagen Gemarkung Steinhagen 131877, Flur 1 und 2 
Gremmelin Gemarkung Gremmelin 131927, Flur 1 und 2 
Klaber Gemarkung Klaber 131875, Flur 1 und 2 
Lübsee Gemarkung Lübsee 131869, Flur 1 
Mamerow Gemarkung Mamerow 131889, Flur 4 
Niegleve Gemarkung Niegleve 131937, Flur 1 
Nienhagen Gemarkung Nienhagen 131928, Flur 1, 2 und 3 



Raden Gemarkung Raden 131870, Flur 1, 2 und 3 
Reinshagen Gemarkung Reinshagen 131929, Flur 1 und 2 
Roggow Gemarkung Roggow 131938, Flur 1 
Schlieffenberg Gemarkung Schlieffenberg 131939, Flur 1 
Tolzin Gemarkung Tolzin 131940, Flur 1 
Vietgest  Gemarkung Vietgest  131930, Flur 1, 2 und 3 
Vogelsang Gemarkung Vogelsang 131890, Flur 1 und 2 
Wattmannshagen Gemarkung Wattmannshagen  

(Wattmannshagen und 
Friedrichshagen) 

131941, Flur 1, 2, 3, 4 und 5 

Langhagen Gemarkung Langhagen 131872, Flur 1 und 2 
Rothspalk Gemarkung Rothspalk 131873, Flur 1 und 2 
Carlsdorf Gemarkung Carlsdorf 131871, Flur 1  
Bergfeld Gemarkung Bergfeld 131874, Flur 1  
Krevtsee Gemarkung Krevtsee 131876, Flur 1  
Lalendorf Gemarkung Lalendorf 

(Hauptort) 
131868, Flur 1, 2 und 3 

 
(2) Es werden keine Ortsteilvertretungen gebildet.  
 
 

§ 3  
Rechte der Einwohnerinnen und Einwohner 

 
(1) Der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der 

Gemeinde. Zu diesem Zweck können Einwohnerversammlungen abgehalten sowie andere 
geeignete Formen einer bürgernahen kommunalen Öffentlichkeitsarbeit angewendet werden.  
Eine Einwohnerversammlung ist durchzuführen, wenn Einwohner dies in einer allgemein 
bedeutsamen Angelegenheit der Gemeinde beantragt haben, es sei denn, dass innerhalb des 
letzten Jahres bereits eine Einwohnerversammlung zu der gleichen Angelegenheit durchgeführt 
wurde. Für den Antrag gelten die Voraussetzungen nach § 18 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 KV M-V 
mit der Maßgabe, dass der Bürgermeister über die Zulässigkeit des Antrages entscheidet.  

(2) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung in Selbstverwaltungsangelegen- 
heiten, die in der Gemeindevertretersitzung behandelt werden müssen, sollen dieser in einer 
angemessenen Frist zur Beratung vorgelegt werden.  

(3) Bei wichtigen Planungen und Vorhaben, die von der Gemeinde oder auf ihrem Gebiet von einem 
Zweckverband durchgeführt werden, sollen die Einwohner möglichst frühzeitig über die 
Grundlagen, Ziele und Auswirkungen wenn nicht anders, in einer Einwohnerversammlung oder 
durch Informationen im Bekanntmachungsblatt/Internet oder im Rahmen der Fragestunde 
unterrichtet werden. Soweit Planungen bedeutsame Investitionen oder 
Investitionsfördermaßnahmen betreffen, sind die beabsichtigte Finanzierung und die 
möglichen Folgen des Vorhabens für die Steuern, Beiträge und Hebesätze der Gemeinde 
darzustellen. Den Einwohnern ist Gelegenheit zur Äußerung auch im Rahmen der Fragestunde 
zu geben.  

(4) Die Einwohner erhalten die Möglichkeit, in einer Fragestunde vor Beginn des öffentlichen Teils 
der Gemeindevertretersitzung Fragen an alle Mitglieder der Gemeindevertretung sowie den 
Bürgermeister zu stellen und Vorschläge oder Anregungen zu unterbreiten. Die Fragen, 
Vorschläge und Anregungen dürfen sich dabei nicht auf Beratungsgegenstände der 
nachfolgenden Sitzung der Gemeindevertretung beziehen. Für die Fragestunde ist eine Zeit bis 
zu 30 Minuten vorzusehen.  

(5) Der Bürgermeister ist verpflichtet, im öffentlichen Teil der Sitzung der Gemeindevertretung über 
wichtige Angelegenheiten der Gemeinde zu berichten.  



§ 4  
Gemeindevertretung 

(1) Die Gemeindevertretersitzungen sind öffentlich.  
(2) Anfragen von Gemeindevertretern sollen spätestens zwei Wochen schriftlich vor der 

Gemeindevertretersitzung bei dem Bürgermeister eingereicht werden. Anfragen während 
der Gemeindevertretersitzung werden, sofern sie nicht in der Sitzung selbst beantwortet 
werden können, spätestens innerhalb von zwei Wochen schriftlich beantwortet. Dies gilt 
auch für zuvor eingebrachte Anfragen. 

(3) Die Öffentlichkeit ist grundsätzlich in folgenden Fällen ausgeschlossen:  
1.  einzelne Personalangelegenheiten außer Wahlen und Abberufungen,  
2.  Steuer- und Abgabeangelegenheiten Einzelner,  
3.  Grundstücksangelegenheiten.  
Sollten keine überwiegenden Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen 
Einzelner betroffen sein, sind auch die Angelegenheiten der Ziffern 1-3 in öffentlicher 
Sitzung zu behandeln. 

(4)  Sitzungen der Gemeindevertretung finden im Falle einer Katastrophe, einer epidemischen 
Lage oder einer vergleichbaren außergewöhnlichen Notsituation, die die Durchführung 
der Sitzung am Sitzungsort oder die Teilnahme der Mitglieder unzumutbar erschwert oder 
verhindert, mittels Bild- und Tonübertragung nach Maßgabe des § 29a Abs. 5 KV M-V statt.  

 
 

§ 5  
Ausschüsse 

 
(1) Es wird ein Hauptausschuss gebildet. Ihm gehören neben dem Bürgermeister als 

vorsitzendes Mitglied 5 weitere Gemeindevertreter an. 
(2) Außer den ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben obliegen dem Hauptausschuss alle 

Entscheidungen, die nicht nach § 22 Abs. 3 KV M-V als wichtige Angelegenheit der 
Gemeindevertretung vorbehalten sind bzw. durch die folgenden Vorschriften dem 
Bürgermeister übertragen werden. Davon unberührt bleiben die dem Bürgermeister 
gesetzlich übertragenen Aufgaben, insbesondere Geschäfte der laufenden Verwaltung.  

(3) Dem Hauptausschuss wird die Befugnis übertragen, bis zu folgenden Wertgrenzen 
Vermögensgegenstände zu erwerben und über Gemeindevermögen zu verfügen:  
1.  Erwerb von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten von 10.000,00 EUR 

bis 100.000,00 EUR im Einzelfall, wenn der Erwerb im Zusammenhang mit einer 
Maßnahme steht, die von der Gemeindevertretung im Rahmen einer 
Haushaltssatzung oder auf andere Weise beschlossen wurde,  

2.  entgeltliche Veräußerung, Tausch oder Belastung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten von 10.000,00 bis 80.000,00 EUR , 

3.  Erwerb von beweglichen Sachen bis 15.000,00 EUR, von Forderungen und 
anderen Rechten bis 50.000,00 EUR , 

4.  Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, u.a. Bürgschaften, Gewährverträge, 
Sicherheit für Dritte oder wirtschaftlich gleich zu achtende Rechtsgeschäfte bis 
30.000,00 EUR, 

5. Entscheidung nach § 22 Abs. 4a KV M-V über die Einleitung und Ausgestaltung von 
Vergabeverfahren, soweit es sich nicht um eine Angelegenheit der laufenden 
Verwaltung handelt, wenn der geschätzte Auftragswert  

 5.1. bei Bauleistungen 10.000,00 EUR bis 250.000,00 EUR 
netto  

5.2. bei Liefer- und Dienstleistungen von 5.000,00 EUR bis 100.000,00 EUR 
netto 



nicht überschreitet.    
6. Entscheidungen über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen 

und ähnliche Zuwendungen im Sinne von § 44 Abs.4 KV M-V über 100,00 EUR bis 
1.000,00 EUR trifft der Hauptausschuss.  

(4) Der Hauptausschuss berät über die Regelung der Erschließungs- und der sonstigen 
Beiträge.  

(5) Der Hauptausschuss trifft im Einvernehmen mit dem Bürgermeister Entscheidungen in 
Personalangelegenheiten nach § 39 Abs. 2 Satz 4 KV M-V. 

(6) Die Gemeindevertretung ist laufend, spätestens zur nächsten Sitzung der 
Gemeindevertretung über die Entscheidungen der Absätze 2 bis 4 zu unterrichten, die 
Gemeindevertreter erhalten dazu die Protokolle des Hauptausschusses. 

(7) Folgende Ausschüsse werden gemäß §§ 35, 36 KV M-V gebildet:  
• Ausschuss für Finanz- und Haushaltswesen  

Beratung über Finanz- und Haushaltswesen; Steuern, Gebühren, Beiträge und sonstige 
Ausgaben. Dieser Ausschuss hat 8 Mitglieder, von denen bis zu zwei sachkundige 
Einwohner sein können.  

• Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Bau, Verkehr, Wirtschaft und Umwelt 
Beratung über Flächennutzungsplanung, Bauleitplanung, Wirtschaftsförderung, Hoch-, 
Tief- und Straßenbauangelegenheiten, Denkmalpflege, Probleme der 
Kleingartenanlagen, Umwelt- und Naturschutz sowie Landschaftspflege.  
Dieser Ausschuss hat 8 Mitglieder, von denen bis zu zwei sachkundige Einwohner sein 
können. 

• Ausschuss für Soziales, Schule, Jugend, Kultur und Sport 
Beratung zur Betreuung der Schul- und Kultureinrichtungen, Kulturförderung und 
Sportentwicklung, Jugendförderung, Kindertagesstätten, Sozialwesen und 
Fremdenverkehr  
Dieser Ausschuss hat 7 Mitglieder, von denen bis zu drei sachkundige Einwohner sein 
können.  

• Betriebsausschuss des Eigenbetriebes Wohnungswirtschaft  
Beratung aller Angelegenheiten des Eigenbetriebes Wohnungswirtschaft sowie 
Entscheidungen gemäß Eigenbetriebssatzung des Eigenbetriebes Wohnungswirtschaft.  
Dieser Ausschuss hat 3 Mitglieder, von denen einer sachkundiger Einwohner sein kann.  
Das Übrige regelt die Betriebssatzung des Eigenbetriebes.  

• Betriebsausschuss des Eigenbetriebes LAW – Lalendorfer Abwasser und Wasser  
Beratung aller Angelegenheiten des Eigenbetriebes LAW – Lalendorfer Abwasser und 
Wasser sowie Entscheidungen gemäß Eigenbetriebssatzung des Eigenbetriebes LAW – 
Lalendorfer Abwasser und Wasser.  
Dieser Ausschuss hat 5 Mitglieder, von denen bis zu zwei sachkundige Einwohner sein 
können.  
Das Übrige regelt die Betriebssatzung des Eigenbetriebes. 

(8) Die Sitzungen des Hauptausschusses sowie der weiteren Ausschüsse sind in der Regel 
nicht öffentlich, sie können aber in Abhängigkeit vom Beratungsgegenstand auch 
öffentlich durchgeführt werden.  

(9) Gemäß § 36 (2) S. 5 KV M-V wird ein Rechnungsprüfungsausschuss gebildet. Der 
Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus zwei Gemeindevertretern und einem 
sachkundigen Einwohner. 

(10) Für die Mitglieder der Ausschüsse werden keine Stellvertreter bestimmt. 
 



§ 6  
Bürgermeister/ Stellvertreter 

 
(1) Der Bürgermeister trifft Entscheidungen unterhalb der folgenden Wertgrenzen (netto):  

1. über Verträge, die auf einmalige Leistungen von 5.000,00 EUR gerichtet sind sowie 
bei wiederkehrenden Leistungen von 1.000,00 EUR pro Monat mit Ausnahme von 
Auftragsvergaben. 

2. über überplanmäßige Ausgaben von 10% der betreffenden Haushaltsstelle, 
jedoch nicht mehr als 2.500,00 EUR sowie bei außerplanmäßigen Ausgaben von 
2.500,00 EUR je Ausgabenfall  

3.  bei Veräußerungen oder Belastung von Grundstücken bis 10.000,00 EUR, bei 
Hingabe von Darlehen, die innerhalb eines Haushaltsjahres zurückgezahlt 
werden, von 10.000,00 EUR sowie bei Aufnahme von Krediten im Rahmen des 
Haushaltsplanes von 50.000,00 EUR. 

(2) Verpflichtungserklärungen der Gemeinde bis zu einer Wertgrenze von 750,00 EUR bzw. 
von 250,00 EUR bei wiederkehrenden Verpflichtungen können von dem Bürgermeister 
allein bzw. durch eine oder einen von ihr oder ihm beauftragten Bediensteten des Amtes 
in einfacher Schriftform ausgefertigt werden. Bei Erklärungen gegenüber einem Gericht 
liegt diese Wertgrenze bei 2.500,00 EUR. 

(3) Der Bürgermeister entscheidet über  
1.  die Einleitung und Ausgestaltung von Vergabeverfahren unterhalb der 

Wertgrenzen des § 5 Abs. (3) Nr. 5 dieser Hauptsatzung,  
2.  die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen oder ähnliche 

Zuwendungen bis 100,00 EUR.  
3.  ein Vorkaufsrechtsverzicht und gemeindliches Einvernehmen gem. § 36 

Baugesetzbuch (BauGB) für Bauanträge (§§ 33, 34, 35 BauGB), sofern nachfolgend 
nichts anderes bestimmt ist.  
In den Fällen  
3.1.  eines Bauvorhabens mit besonderer gemeindlicher Bedeutung (wie z.B. 

Bauvorhaben, die ein Genehmigungsverfahren nach dem 
Bundesimmissionsschutzgesetz oder die zur Beurteilung der 
Raumverträglichkeit ein Raumordnungsverfahren durchlaufen bzw. bei 
denen eine Umweltverträglichkeitsstudie durchgeführt werden muss) 
oder  

3.2.  von Bauvorhaben, die eine beabsichtigte gemeindliche Bauleitplanung 
berühren,  

obliegt es weiterhin der Gemeindevertretung, über die Erteilung des 
gemeindlichen Einvernehmens gemäß § 36 BauGB zu entscheiden. 

(4) Die Gemeindevertretung ist laufend, spätestens zur nächsten Sitzung der 
Gemeindevertretung über die Entscheidungen der Absätze 1 bis 3 zu unterrichten.  

 
 

§ 7 
Beirat 

 
(1) Gemäß § 41a KV M-V wird folgender Beirat gebildet:  
 
 Name:   Seniorenbeirat 
 Aufgaben:  Mitwirkung und Unterstützung des Bürgermeisters und der  

Gemeindevertretung hinsichtlich der Interessen und Forderungen 
älterer Menschen in der Gemeinde Lalendorf, Beratung der 
kommunalen Gremien durch Anregungen, Empfehlungen und 
Stellungnahmen 



 Besetzung:  5 Mitglieder, die das 60. Lebensjahr vollendet haben (§ 2  
des Seniorenmitwirkungsgesetzes M-V) 

 Zusammensetzung: Die Mitglieder des Seniorenbeirats und deren Stellvertretungen  
müssen Einwohner der Gemeinde Lalendorf sein.  

(2) Der Beirat arbeitet auf der Grundlage einer von der Gemeindevertretung beschlossenen 
Satzung.  

(3) Die Besetzung des Beirates erfolgt nach demokratischen Grundsätzen. Näheres regelt die 
Satzung nach Abs. 2.  

(4) Der Vorsitzende des Beirates hat die Möglichkeit, an den Gemeindevertretersitzungen 
sowie an den Sitzungen der Ausschüsse teilzunehmen, soweit wichtige Angelegenheiten 
der jeweiligen Bevölkerungsgruppe betroffen sind. In diesen Fällen hat er ein Rede- und 
Antragsrecht.  

(5) Die Sitzungen des Beirates finden nicht öffentlich statt.  
(6) Der Beirat berichtet mindestens einmal im Jahr in der Gemeindevertretung über seine 

Arbeit.  
 
 

§ 8  
Entschädigungen 

 
(1) Der Bürgermeister erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 2.500,00 

EUR. Im Krankheitsfall wird diese Entschädigung 6 Wochen weitergezahlt. Eine 
Weiterzahlung erfolgt auch bei urlaubsbedingter Abwesenheit, soweit diese zu 
vertretenden Zeiten nicht über 30 Arbeitstage hinausgehen. 

(2) Die erste stellvertretende Person des ehrenamtlichen Bürgermeisters erhält monatlich 
500,00 EUR der funktionsbezogenen Aufwandsentschädigung des Bürgermeisters und 
zusätzlich eine sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung i. H. v. 40,00 EUR. Die zweite 
stellvertretende Person des ehrenamtlichen Bürgermeisters erhält monatlich 250,00 EUR 
der funktionsbezogenen Aufwandsentschädigung des Bürgermeisters und zusätzlich 
eine sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung i. H. v. 40,00 EUR. Sollte bei 
Verhinderung des Bürgermeisters ein konkretes Dienstgeschäft vorgenommen werden, 
erhalten diese Personen für die Stellvertretung ein Dreißigstel der 
Bürgermeisterentschädigung nach Abs. 1, wenn es sich nicht um eine Sitzung handelt. 
Nach 6 Wochen Vertretung erhält die stellvertretende Person die volle 
Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 und 2 der jeweiligen Vertretungsfunktion. Damit 
entfällt die Aufwandsentschädigung für die Stellvertretung. Amtiert eine stellvertretende 
Person im Amt des Bürgermeisters, steht ihr oder ihm die Aufwandsentschädigung nach 
Abs. 1 zu. 

(3) Die Mitglieder der Gemeindevertretung erhalten für Sitzungen der 
Gemeindevertretungen, ihrer Ausschüsse und der Fraktionen ein Sitzungsgeld von 40,00 
EUR. Gleiches gilt für die sachkundigen Einwohner für die Teilnahme an Sitzungen des 
Ausschusses, in den sie gewählt worden sind und der Fraktion, die sich mit der 
Sitzungsvorbereitung dieser Ausschusssitzungen befasst. Ausschussvorsitzende 
erhalten für jede von ihnen geleitete Ausschusssitzung 60,00 EUR. Pro Tag darf nur ein 
Sitzungsgeld gewährt werden. 

(4) Vergütungen, Sitzungsgelder und Aufwandsentschädigungen aus einer Tätigkeit als 
Vertreterin oder Vertreter der Gemeinde in den Versammlungen der Gesellschafter oder 
ähnlichem Organ eines Unternehmens oder Einrichtung des privaten Rechts ist an die 
Gemeinde abzuführen, soweit sie monatlich 100,00 EUR überschreiten, aus einer 
Tätigkeit im Aufsichts- oder Beirat solcher Unternehmen oder Einrichtungen, soweit sie 
monatlich 250,00 EUR, bei deren Vorsitzenden und Vorständen bzw. 
Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführern monatlich 500,00 EUR überschreiten. 

 



§ 9  
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Satzungen sowie sonstige öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde werden im 

Internet auf der Homepage des Amtes Krakow am See unter der Adresse www.amt-
krakow-am-see.de  wie folgt öffentlich bekannt gemacht: 
1. Satzungen und Verordnungen in der Rubrik „Satzungen“,  
2. sonstige öffentliche Bekanntmachungen und Verwaltungsakte in der Rubrik 

„Öffentliche Bekanntmachungen“,  
3. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer 

Ausschüsse in der Rubrik „Sitzungstermine“ über das Bürgerinformationssystem.  
Die Bekanntmachung ist nach Ablauf des ersten Tages bewirkt, an dem die 
Bekanntmachung im Internet verfügbar ist. Dieser Tag wird in der Bekanntmachung 
vermerkt. Ist die Bekanntmachung infolge höherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer 
Ereignisse nicht möglich, so ist diese durch Aushang an der Bekanntmachungstafel am 
Verwaltungsgebäude der Außenstelle des Amtes Krakow am See, Zum alten Dorf 1 in 
18279 Lalendorf zu veröffentlichen. Die Aushangfrist für Bekanntmachungen nach Absatz 
1 Nr. 3 beträgt 7 Kalendertage. Die Aushangfrist in allen anderen Fällen beträgt 14 
Kalendertage. In diesen Fällen ist die Bekanntmachung in der Form nach Satz 1 
unverzüglich nachzuholen, sofern sie nicht durch Zeitablauf gegenstandslos geworden 
ist.  

(2) Satzungen sowie öffentliche Bekanntmachungen aufgrund von Vorschriften des 
Baugesetzbuches (BauGB) erfolgen über das Internet auf der Homepage des Amtes 
Krakow am See unter der Adresse www.amt-krakow-am-see.de in der Rubrik „Öffentliche 
Bekanntmachungen“. § 9 Abs. 1 Sätze 2 bis 6 gelten entsprechend. Nur für die 
Bekanntmachungen der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird eine 
Internetbekanntmachung und die Bekanntmachung im Mitteilungsblatt „Krakower Seen-
Kurier“, erfolgen. 
Der zusätzlichen Internetbekanntmachungen nach den Vorschriften des BauGB erfolgen 
über die Internetseite des zentralen Bau- und Planungsportals unter dem Link: 
https://bplan.geodaten-mv.de/bauportal/.  

(3) Der „Krakower Seen-Kurier“ erscheint in der Regel monatlich, er wird in alle Haushalte 
der Gemeinde geliefert. Der „Krakower Seen-Kurier“ kann einzeln bzw. im Abonnement in 
der Amtsverwaltung in 18292 Krakow am See, Markt 2, bezogen werden. Der Bezug im 
Abonnement kann nach formloser Beantragung beim Amt Krakow am See, Markt 2 in 
18292 Krakow am See gegen Erstattung von Versandkosten vereinbart werden. Die 
Bekanntmachung und Verkündung ist bewirkt mit Ablauf des Erscheinungstages des 
Krakower Seen-Kuriers.  

(4) Der Hinweis auf die Auslegung von Plänen und Verzeichnissen, die nach den übrigen 
Rechtsvorschriften vorgegeben ist, erfolgt im Internet wie im Absatz 1 Satz 1 angegeben. 
Die Auslegungsfrist beträgt einen Monat, soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt 
ist. Beginn und Ende der Auslegung sind auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift 
und Dienstsiegel zu vermerken.  

(5) Unter der Anschrift Amt Krakow am See, Markt 2, 18292 Krakow am See kann sich 
Jedermann Satzungen der Gemeinde Lalendorf kostenpflichtig zusenden lassen. 
Entsprechende Textfassungen werden zur Mitnahme während der Öffnungszeiten im 
Sitzungsdienst des Amtes Krakow am See, Markt 2, bereitgehalten. Dies gilt auch für 
außer Kraft getretene Satzungen.  

(6) Die Niederschriften über den öffentlichen Teil der Gemeindevertretersitzungen sind im 
Internet auf der Homepage des Amtes Krakow am See unter der Internetadresse 
www.amt-krakow-am-see.de in der Rubrik „Sitzungstermine“ über das 
Bürgerinformationssystem einzusehen. 

http://www.amt-krakow-am-see.de/
http://www.amt-krakow-am-see.de/
http://www.amt-krakow-am-see.de/
https://bplan.geodaten-mv.de/bauportal/
http://www.amt-krakow-am-see.de/


§ 10 
Sprachformen 

 
Die in dieser Satzung verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gelten für die weibliche, 
männliche und diverse Sprachform. 

 
 

§ 11  
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Hauptsatzung tritt rückwirkend am 01.01.2026 in Kraft.  
(2) Gleichzeitig treten die Hauptsatzung vom 12.12.2019 sowie die 1. Änderung vom 

12.05.2020, die 2. Änderung vom 12.08.2020, die 3. Änderung vom 02.12.2020, die 4. 
Änderung vom 05.05.2021, die 5. Änderung vom 06.03.2024 sowie die 6. Änderung vom 
06.11.2024 außer Kraft.  

 
 
Lalendorf, den 21.07.2026                    ……………gez.…Stiewe……… 
                                                                                                                                              Bürgermeister 
 
 
Hiermit wird die o.g. Satzung öffentlich bekannt gemacht. Soweit beim Erlass dieser Satzung 
gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, können diese Verstöße entsprechend 
§ 5 Abs. 5 KV M-V nur innerhalb eines Jahres schriftlich unter Bezeichnung der verletzten 
Vorschrift und der Tatsache, aus der sich der Verstoß ergibt, gegenüber dem Amt Krakow am See, 
Markt 2, 18292 Krakow am See geltend gemacht werden. Die Frist gilt nicht für die Verletzung der 
Anzeige-, Genehmigungs- und Bekanntmachungsvorschriften. Die Satzung wurde dem Landrat 
des Landkreises Rostock als untere Rechtsaufsichtsbehörde am 10.07.2026 angezeigt und durch 
den Landrat des Landkreises Rostock mit Schreiben vom 13.07.2026 genehmigt.  
 
 
Krakow am See, den 21.07.2026 
Im Auftrag gez. Lilly Holstein /Amt Krakow am See 


